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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.05.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2024/03/0114 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2024/03/0115 

Rechtssatz 

Ergibt die Prüfung durch das VwG, dass den Verkehrserfordernissen auch nicht durch eine Umgestaltung 
des Wegenetzes oder die Vornahme sonstiger Ersatzmaßnahmen entsprochen werden kann, wäre der 
Antrag des Eisenbahnunternehmens auf Auflassung der Eisenbahnkreuzung schon aus diesem Grund 
abzuweisen. Hingegen bedarf es für den Fall, dass bei einer Auflassung das Wegenetz umzugestalten ist 
oder sonstige Ersatzmaßnahmen durchzuführen sind, um den Verkehrserfordernissen zu entsprechen, 
zudem einer Prüfung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit für die Verkehrsträger. 
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